
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 Bundesamt für Berufsbildung 
 und Technologie BBT 
 Frau Esther Ritter 
 Effingerstrasse 27 
 3003 Bern 
 
 
 
 
 

Urtenen-Schönbühl, 30. Juli 2008 kö  
 
 
 
Totalrevision der Verordnung über die eidgenössische Berufsmaturität 
Vernehmlassung 
 
Sehr geehrte Frau Ritter 
 
Mit Schreiben vom 24. April hat uns Frau Bundesrätin Doris Leuthard eingeladen, zu oben erwähnter 
Vorlage Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns für diese Möglichkeit und machen gerne davon 
Gebrauch. 
 
Rechtliche Rahmenbedingungen, die eine Berufsausbildung ermöglichen, welche den fortlaufend 
ändernden Anforderungen der Praxis Rechnung trägt, ist auch für die Gemeinden und Städte ein 
wichtiges Anliegen. Der Schweizerische Gemeindeverband begrüsst deshalb, dass der vorliegende 
Verordnungsentwurf entsprechend der Vorgabe im neuen Berufsbildungsgesetz eine vermehrte 
Flexibilität sowohl der Angebote als auch der Möglichkeiten für Absolventinnen und Absolventen 
vorsieht. Er befürwortet insbesondere auch die angestrebte Verstärkung des interdisziplinären 
Unterrichtes, zeigt doch die Praxis auch diesbezüglich, dass nachhaltige Problemlösungen mit reinem 
Fachwissen kaum mehr zu erreichen sind. 
 
Da die Gemeinden und Städte mit der vorliegenden Verordnung nur geringfügig angesprochen sind, 
verzichten wir auf eine Stellungnahme zu einzelnen Bestimmungen. 
 
Für Ihre Kenntnisnahme danken wir Ihnen. 
 
Freundliche Grüsse 
 
SCHWEIZERISCHER GEMEINDEVERBAND 
Präsident Direktor 
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